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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kern, Barche, Bäuerle, Esters, Flämig, 
Dr. Haenschke, Dr. Holtz, Dr. Jens, Konrad, Dr. Lohmar, Müller (Nordenham), 
Scheffler, Stahl (Kempen), Wuttke, Dr. Hirsch, Hoffie, Frau Schuchardt und der 
Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1896 - 

betr. Kernenergie und Kernkraftwerke 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 26. April 1974 die Kleine Anfrage (im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern des Innern, für Wirtschaft und 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau) wie folgt beant- 
wortet: 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Bürger 
frühzeitig und umfassend über Planung, Errichtung und Konse- 
quenzen des Betriebes von Kernkraftwerken aufzuklären? 

Die Bundesregierung hält angesichts der großen künftigen Be- 
deutung der Kernenergie eine umfassende Unterrichtung der 
Bevölkerung über diese neue Technologie für außerordentlich 
wichtig. Sie ist der Ansicht, daß unbegründete Vorbehalte nur 
durch sachliche Information abgebaut werden können. Sie wird 
daher weiterhin die Probleme offen ansprechen, sich aber vor 
allem darum bemühen, der Öffentlichkeit bewußt zu machen, 
daß die Kernenergie nicht nur aus energiepolitischen und wirt- 
schaftlichen Gründen, sondern auch wegen ihrer relativen Um- 
weltfreundlichkeit erhebliche Vorteile gegenüber fossilen Ener- 
gieträgern mit sich bringt. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sie in ihrem Zustän- 
digkeitsbereich bereits eine sehr weitgehende Transparenz in 
Angelegenheiten der friedlichen Nutzung der Kernenergie ver- 
wirklicht hat. 

So veröffentlicht die Bundesregierung z. B. wichtige Programme, 
Daten und Beratungsergebnisse, wie 

— Energieprogramm 

— Atomprogramm 
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— Forschungsprogramm Reaktorsicherheit und seiner Ergeb- 
nisse 

— Übersichten über die aufgetretenen Störfälle in Kerenergie- 
anlagen 

— Beratungsergebnisse der Reaktorsicherheitskommission 

— Jahresberichte „Umweltradioaktivität und Strahlenbela- 
stung". 

Bei der Errichtung von Kernkraftwerken wird z. B. aufgrund der 
Atomanlagen-Verordnung eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
durch 

- — öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens 

— Auslegung der Antragsunterlagen 

— Einholung von Einwendungen 

— Erörterung der Einwendungen mit Einwendern und Antrag- 
steller 

— Zustellung der Entscheidung der Behörde an die Einwender 
sichergestellt. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung verstärkt um 
eine allgemeine und umfassende Information der Öffentlichkeit 
bemühen. Sie wird insbesondere eine intensive Unterrichtung 
vor allem der meinungsbildenden Berufsgruppen sicherstellen 
und den Dialog mit den engagierten Bürgern weiterführen. 

Um diese Aufklärungsarbeit im erforderlichen Umfang leisten 
zu können, wird sie z. B. auch auf die Kernforschungszentren 
zurückgreifen. 

Neben dieser allgemeinen Informationsarbeit hält es die Bun- 
desregierung auch für erforderlich, eine frühzeitige Information 
der betroffenen Bürger über geplante Standorte für kerntech- 
nische Anlagen zu gewährleisten. Die von der Bundesregierung 
angestrebte Schaffung einer langfristigen Standortvorsorge wird 
eine vom Termindruck ausführungsreifer Projekte befreite In- 
formation der Bevölkerung und eine detaillierte Erörterung 
von Gegenargumenten gegen geplante Standorte ermöglichen. 
Die Bundesregierung wird deshalb die Bundesländer bei dieser 
wichtigen Aufgabe nach Kräften unterstützen. Sie hält es für 
erforderlich, daß auch die Hersteller und Betreiber von kern- 
technischen Anlagen einen wesentlichen Beitrag zur objektiven 
Information der Öffentlichkeit übernehmen. 


2. Hält die Bundesregierung die beiden Ziele für vereinbar: einmal 
die Versorgung der Bevölkerung mit kostengünstiger Energie 
zu sichern und andererseits die Schaffung und Erhaltung einer 
menschenfreundlichen Umwelt zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Energieprogramm 
vom September 1973 zum Ausdruck gebracht, daß das Erforder- 
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nis einer sicheren und ausreichenden Versorgung der Bevöl- 
kerung mit kostengünstiger Energie mit den Anforderungen 
des Umweltschutzes so in Einklang gebracht werden muß, daß 
beide Ziele erfüllt werden können. Nur eine gleichermaßen um- 
weltfreundliche und ausreichende Energieversorgung führt 
dazu, dem Menschen Lebensbedingungen zu sichern, wie er sie 
für ein menschenwürdiges Dasein braucht. 

Die Entwicklung neuer Technologien im Energiebereich nach 
dem 4. Atomprogramm und dem Rahmenprogramm Energiefor- 
schung hat deshalb die Aufgabe, auch bei weiterer Zunahme 
des Energieverbrauchs Lösungen zu verwirklichen, die beiden 
Zielen gerecht werden. 


3. Welche Umweltprobleme entstehen im Zusammenhang mit dem 
Betrieb von Kernkraftwerken, und welche Forschung und tech- 
nischen Entwicklungen können zur Lösung dieser Probleme bei- 
tragen? 

Im Zusammenhang mit dem Betrieb von Kernkraftwerken treten 
verschiedenartige Rückwirkungen auf die Umwelt auf: 

a) Rückwirkungen, die auch bei fossil beheizten Kraftwerken 
auftreten, bestehen neben der Beeinträchtigung des Land- 
schaftsbildes vor allem in der Abwärme von Kraftwerken. 
Bei Flußwasserkühlung kann die Qualität des Wassers durch 
Aufwärmung vermindert werden. Die damit verbundene Ab- 
nahme des Sauerstoffgehalts kann durch technische Maßnah- 
men zur Sauerstoffanreicherung (z. B. Naßkühltürme mit Ab- 
laufkühlung) ausgeglichen, zum Teil sogar überkompensiert 
werden. Da die Grenzen der Wärmebelastbarkeit der Ge- 
wässer schon aus anderen Gründen (Industrie, Haushalt, 
Verkehr) in vielen Fällen erreicht sind, werden neue große 
Kraftwerke heute in der Regel mit Kühltürmen ausgerüstet. 
Der Betrieb von Naßkühltürmen kann das Mikroklima durch 
punktuelle Einleitung großer Wärme- und Feuchtigkeitsmen- 
gen in die Atmosphäre beeinflussen. Damit kann eine lokale 
Dunst-, Neben- oder Eisbildung sowie eine indirekte Beein- 
flussung des Wasserhaushalts verbunden sein. Die Bundes- 
regierung fördert deshalb die Entwicklung großer Trocken- 
kühltürme, z. B. gemeinsam mit dem Land NRW im Zusam- 
menhang mit dem Bau des Prototyp-Hochtemperaturreaktor- 
Kernkraftwerks THTR-300 bei Schmehausen. 

Eine Minderung der thermischen Emissionen aus Kernkraft- 
werken, in denen der Wärmeanfall wegen des geringeren 
Wirkungsgrades und der Tendenz zu großen Kraftwerkslei- 
stungen besonders konzentriert auftritt, könnte durch eine 
Nutzung der Abwärme z. B. in Fernheizungssystemen er- 
reicht werden. Die Bundesregierung fördert entsprechende 
Entwicklungen. Eine weitere Reduktion der thermischen 
Emissionen ist durch den Einsatz fortgeschrittener Reaktor- 
systeme mit hohem thermodynamischem Wirkungsgrad, ins- 
besondere gasgekühlter Hochtemperaturreaktoren, möglich, 
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die zugleich eine noch bessere und vielseitigere Nutzung der 
Abwärme erlauben. Auch diese Entwicklung wird im Rah- 
men des 4. Atomprogramms und des Rahmenprogramms 
Energieforschung von der Bundesregierung nachhaltig geför- 
dert. Als weiteren Beitrag zur Lösung der Abwärmeprobleme 
hat die Bundesregierung beschlossen, eine Abwärme-Kom- 
mission einzusetzen, in der Experten aller betroffenen Stel- 
len vertreten sind. 

b) Spezifische Umwelteinwirkungen entstehen in Kernenergie- 
anlagen durch die kontinuierliche Abgabe von radioaktiven 
Stoffen aus Kernkraftwerken an das Abwasser und an die 
Luft. Die Abgaberaten radioaktiver Stoffe werden jedoch so 
gering gehalten, daß sie weit unter den zugelassenen Gren- 
zen liegen. Dadurch wird erreicht, daß außerhalb der Anlage 
die Strahlenbelastung der Bevölkerung durch den Betrieb 
von Kernkraftwerken weniger als 1 v. H. der natürlichen 
Strahlenbelastung ausmacht. Um diese Strahlenbelastung 
auch bei der künftigen verstärkten Nutzung der Kernenergie 
einschließlich der Wiederaufarbeitung abgebrannter Kern- 
brennstoffe weiterhin so niedrig zu halten, fördert die Bun- 
desregierung die Weiterentwicklung entsprechender Rück- 
haltesysteme. 

Neben den tatsächlich vorhandenen Umweltbeeinträchtigun- 
gen durch Emissionen bei Normalbetrieb muß man bei 
Kernkraftwerken zusätzlich die Möglichkeit störfallbe- 
dingter Freisetzungen radioaktiver Stoffe in die Umgebung 
betrachten. Durch Spaltung von Uranatomen entsteht in 
den Brennelementen einer Reaktoranlage eine erhebliche 
Menge an radioaktiven Spaltprodukten. Aus diesem Grund 
wird in jedem Kernkraftwerk ein extrem großer Aufwand 
getrieben, um die radioaktiven Spaltprodukte unter allen 
Umständen, selbst bei extremen Störfällen, unter Ver- 
schluß zu halten. Im Bewußtsein des großen Gefährdungs- 
potentials sind für Kernkraftwerke technische Sicherheits- 
vorkehrungen entwickelt worden, die ohne Vergleich in der 
Geschichte der Technik sind. Die Bundesregierung wacht im 
Rahmen ihrer Aufsicht über die atomrechtlichen Genehmi- 
gungsbehörden der Länder über die zuverlässige Einhaltung 
aller Sicherheitsmaßnahmen. Trotz des erreichten hohen 
Standes fördert die Bundesregierung nachhaltig alle Maß- 
nahmen, die einer weiteren Verbesserung der Sicherheits- 
technik dienen. Ein Restrisiko wird trotz allem auch bei 
Kernkraftwerken, wie in allen anderen Bereichen unserer 
technisierten Welt, verbleiben. Die Bundesregierung ist der 
Ansicht, daß bei der Kernenergienutzung dieses Restrisiko 
so klein gehalten wird, daß von einer Gefahr praktisch nicht 
gesprochen werden kann. 

Eines der wichtigsten Umweltprobleme bei der Kernenergie- 
nutzung ist die sichere Lagerung der radioaktiven Abfälle. 
Die Bundesregierung hat deshalb frühzeitig damit begonnen, 
durch die Entwicklung von Verfahren zur Verfestigung von 
radioaktiven Abfällen und deren Lagerung in geologischen 
Salzformationen im tiefen Untergrund einen sicheren Ab- 
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Schluß der Abfälle von der Biosphäre über genügend lange 
Zeiträume zu gewährleisten. 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Reaktor- 
sicherheit und das Konzept für die Lagerung radioaktiver 
Abfälle sind im 4. Atomprogramm der Bundesrepublik 
Deutschland für die Jahre 1973 bis 1976 ausführlich dar- 
gestellt. 

c) Die Kernenergieentwicklung als Ganzes muß als Beitrag zur 
Linderung unserer heutigen Umweltprobleme gesehen wer- 
den, denn viele Umweltprobleme, die durch fossile Energie- 
träger hervorgerufen werden, sind mit dem Einsatz der Kern- 
energie nicht verbunden. Die Belastung der Atmosphäre mit 
Schadstoffen wie Schwefeldioxid, Stickoxiden, Fluor, Kohlen- 
monoxid und Staub durch die Verwendung fossiler Energie- 
quellen (Kohle, öl, Gas) erreicht heute in einigen Gebieten 
bereits die zugelassenen Konzentrationen. Der Einsatz der 
Kernenergie wird dazu führen, daß auch bei weiterer Zu- 
nahme des Energieverbrauchs diese Schadstoffbelastung ver- 
mindert wird. 


4. In welchem Umfang fördert die Bundesregierung die Reaktor- 
sicherheitsforschung, und welche Schwerpunkte sind von ihr in 
diesem Bereich gesetzt worden? 

Die Bundesregierung hat die Bedeutung der Reaktorsicherheits- 
forschung dadurch unterstrichen, daß sie ein umfassendes For- 
schungsprogramm Reaktorsicherheit vorgelegt hat. Dieses For- 
schungsprogramm ist zugleich Bestandteil des 4. Atompro- 
gramms. Innerhalb des Atomprogramms sind für die Jahre 1973 
bis 1976 insgesamt rund 300 Mio DM für die Reaktorsicherheits- 
forschung vorgesehen. 

Das Sicherheitsforschungsprogramm soll das vorhandene Wis- 
sen über die Sicherheitsreserven der heute zum Einsatz kom- 
menden Leichtwasserreaktoren erheblich vertiefen und eine 
Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik ermöglichen, die so- 
wohl der Möglichkeit zur Erstellung von Kernkraftwerken in 
dichter besiedelten Gebieten als auch der Breite der Nutzung 
der Kernenergie zur Deckung unseres zukünftigen Energiebe- 
darfes Rechnung trägt. Ein vertieftes Wissen des Ablaufs mög- 
licher Störfälle in Kernkraftwerken sowie der Sicherheitsreser- 
ven auch bei ganz extremen Schadensannahmen ist nicht nur 
erforderlich, um zukünftige Genehmigungsentscheidungen auf 
eine noch breitere Basis zu stellen, sondern auch, um eine opti- 
male Abstimmung der Anforderungen an betriebliche Zuverläs- 
sigkeit, und damit die ungestörte Energieerzeugung, mit den 
Anforderungen zum Schutz der Umgebung zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung unternimmt alle Anstrengungen, das For- 
schungsprogramm Reaktorsicherheit möglichst zügig durchzu- 
führen, um kurzfristig einen hohen Entwicklungsstand der 
Sicherheitstechnik zu erreichen, der eine planungsfreundliche 
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Gestaltung der Anlagen zuläßt und die Möglichkeit zur Stan- 
dardisierung von Kernkraftwerken schafft. 

An der Durchführung des Forschungsprogramms sind praktisch 
alle sachkundigen Stellen in der BRD beteiligt: Kernforschungs- 
zentren, Industrie, Hochschulen, Forschungsorganisationen und 
Ingenieurgesellschaften. Durch rege internationale Zusammen- 
arbeit wird eine Ergänzung der eigenen Forschungsarbeiten an- 
gestrebt. Die Bundesregierung hat insbesondere mit den Verei- 
nigten Staaten von Amerika eine Zusammenarbeitsvereinba- 
rung auf dem Gebiet der Reaktorsicherheitsforschung abge- 
schlossen. 

Schwerpunkte des Forschungsprogramms Reaktorsicherheit sind 
Untersuchungen zu 

— Ablauf von Störfällen und Funktionsweise von Sicherheits- 
einrichtungen (z. B. Notkühlsysteme, Sicherheitsbehälter) 

— Auswirkungen extremer, hypotetischer Störfälle (z. B. Kern- 
schmelzen, Behälterbersten) 

— äußeren Einwirkungen (z. B. extrem starke Erdbeben, Explo- 
sionsdruckwellen, Flugzeugabsturz) 

— Sicherheit von Reaktorkomponenten (insbesondere Sicher- 
heitsreserven des Reaktordruckbehälters) 

— Qualitätssicherung, Betriebsüberwachung (Qualitätssiche- 
rungssysteme, zerstörungsfreie Prüfmethoden für Reaktor- 
druckbehälter) 

— Reparatur- und Stillegungstechnik 

— Zusammenspiel von Reaktorpersonal und Betriebsanlagen, 
insbesondere in kritischen Betriebssituationen 

— Zuverlässigkeit, Störfallwahrscheinlichkeit, Risikoanalyse. 


5. Gibt es Überlegungen, die Genehmigungsverfahren für den Bau 
von Kernkraftwerken zu verbessern und zu beschleunigen? 


Die Erfahrungen mit dem bisherigen Genehmigungsverfahren 
für Kernkraftwerke zeigen, daß sich die Grundsätze des Atom- 
gesetzes bewährt haben. In Zukunft muß bei dem zu erwarten- 
den verstärkten Einsatz der Kernenergie zur Energieversorgung 
der Bundesrepublik eine Vielzahl von Genehmigungsverfahren 
gleichzeitig abgewickelt werden, wobei die Sicherheit der Be- 
völkerung nach wie vor vorrangig zu gewährleisten ist. Die 
Bundesregierung hat Maßnahmen eingeleitet, welche in enger 
Zusammenarbeit mit den Ländern die atomrechtlichen Geneh- 
migungsbehörden in die Lage versetzen sollen, die Genehmi- 
gungsverfahren beschleunigt und möglichst selbständig abzu- 
wickeln, um dadurch die aus der Aufsichtspflicht des Bundes 
nach Artikel 85 GG folgenden Eingriffe auf das für die Sicher- 
heit notwendige Maß beschränken zu können. 
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Die Bundesregierung sieht schwerpunktmäßig folgende Maß- 
nahmen vor: 

— ein hohes Sicherheitsniveau festzulegen 

— die dadurch bestimmten sicherheitstechnischen Anforderun- 
gen mit einer angemessenen zeitlichen Beständigkeit auszu- 
statten 

— eine vorausschauende Standortvorsorge zu ermöglichen (s. a. 
„zur Frage 7") 

— die Genehmigungsverfahren für kerntechnische Anlagen zu 
straffen und zu konzentrieren, z. B. durch Schematisierung 
der Verfahrensabläufe. 

Zur Verwirklichung dieses Konzeptes, das allerdings erst mit- 
telfristig wirksam werden kann, sind vorgesehen: 

— den für die Genehmigungsanforderungen maßgebenden 
Stand von Wissenschaft und Technik zu erfassen 

— die Standardisierungsbemühungen der Industrie zu fördern 
und Sicherheitskriterien, Regeln und Richtlinien als Basis 
der sicherheitstechnischen Beurteilung beschleunigt aufzu- 
stellen 

— Voraussetzungen zu schaffen, um Großkomponenten bereits 
vor Beginn des formalen Genehmigungsverfahrens im Ein- 
vernehmen mit den Behörden und deren Sachverständigen 
herstellen zu können 

— die Genehmigungsverfahren in den Bundesländern zu ver- 
einheitlichen (z, B. durch Zusammenstellung der im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren zur Prüfung erforderlichen Un- 
terlagen) 

— das verfahrensbestimmende Atomverwaltungsrecht fortzu- 
entwickeln (Konzentration der Genehmigungsverfahren, 
Neuregelung der Beteiligung der Öffentlichkeit) 

— Haftungs- und Deckungsmöglichkeiten für nukleare Risiken 
zu verbessern 

— sicherheitstechnische Anforderungen mit dem Ausland zu 
harmonisieren 

— die Öffentlichkeit über sicherheitspolitische Entscheidungen 
und Notwendigkeiten zu informieren. 

Für einen beschleunigten Einsatz der Kernenergie zur Energie- 
versorgung sind außerdem ergänzende Maßnahmen aller an der 
Nutzung der Kernenergie Beteiligten erforderlich. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß die Herstel- 
ler und Betreiber von Kernenergieanlagen 

— eine rechtzeitige Bedarfsplanung betreiben 

— bei einer längerfristigen Standortvorsorge mitwirken 

— Kernkraftwerke standardisieren 

— ihre Produktionskapazitäten erweitern 
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— ausreichend qualifiziertes Personal einsetzen und Vorhalten 

— Genehmigungsunterlagen rechtzeitig vorbereiten und den 
Genehmigungsbehörden vorlegen. 

Darüber hinaus ist es auch erforderlich, daß die Genehmigungs- 
behörden der Länder und ihre technischen Sachverständigen 

— ausreichend qualifiziertes Personal bereitstellen und Vorhal- 
ten 

— eine Arbeitsteilung bei sicherheitstechnischen Beurteilungen 
herbeiführen, insbesondere für Anlagenkonzepte 

— Standorte langfristig durch Raumordnungsprogramme und 
Landesentwicklungspläne festlegen und absichern 

— überregionale Gutachterkapazitäten schwerpunktmäßig zu- 
sammenfassen. 


6. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für möglich, um 
für den Bau und die Genehmigungsverfahren von Kernkraftwer- 
ken Standardisierungen zu erreichen? 

Voraussetzung für eine Standardisierung ist ein entsprechend 
ausgereiftes technisches Anlagenkonzept für Kernkraftwerke. 
In der Vergangenheit haben technische Verbesserungen und 
wirtschaftliche Optimierung der Systeme, Anpassung der Anla- 
gen an zusätzliche sicherheitstechnische Anforderungen der 
atomrechtlichen Genehmigungsbehörden und Sonderwünsche 
der Elektrizitätsversorgungsunternehmen einer Standardisie- 
rung entgegengestanden. 

Daraus folgt, daß eine Standardisierung nur erreichbar ist, wenn 
sie von allen Beteiligten zielstrebig angegangen wird. Die Bun- 
desregierung wird die in letzter Zeit erklärte Absicht der Reak- 
torhersteller und -betreiber, die zukünftigen Kernkraftwerke zu 
standardisieren, unterstützen. 

Sie fördert insbesondere im Rahmen des Forschungsprogramms 
Reaktorsicherheit die rasche Entwicklung zukunftsweisender 
sicherheitstechnischer Konzeptionen, die für einen längeren 
Zeitraum allen behördlichen Anforderungen gerecht werden und 
damit die Grundlage für eine Standardisierung bilden können. 

Die Bundesregierung verstärkt ferner ihre Bemühungen, den 
durch eine Standardisierung von Kernkraftwerksanlagen er- 
reichbaren Rationalisierungs- und Beschleunigungseffekt voll 
zur Geltung zu bringen, indem sie die für die gutachterliche 
Prüfung und behördliche Entscheidung maßgeblichen Gesichts- 
. punkte gemeinsam mit den Genehmigungsbehörden der Länder 
in Form von einheitlichen Kriterien und zugeordneten Durchfüh- 
rungsbestimmungen festlegt. Die Bundesregierung hat darüber 
hinaus durch Bildung eines „Kerntechnischen Ausschusses" ein 
Instrumentarium zur Erstellung eines umfassenden sicherheits- 
technischen Regelwerks für Kernkraftwerke geschaffen, an dem 
alle sachkundigen Gruppen in der Bundesrepublik mitwirken. 
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7. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für nötig, die 
Standortvorsorge der Länder für Kernkraftwerke zu koordinie- 
ren? 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß sie bei Ener- 
gieanlagen eine langfristige Standortvorsorge für notwendig 
hält. 

Sie hat im Energieprogramm angekündigt, in Zusammenarbeit 
mit den Bundesländern die Grundlage für eine geeignete Stand- 
ortvorsorge zu schaffen. Dies gilt insbesondere im Bereich der 
Kernenergie. 

Die Planung von Kernkraftwerks-Standorten liegt z. Z. weit- 
gehend bei den Energieversorgungsunternehmen. Der Staat be- 
schränkte sich bisher darauf, die energie-, umweit- und sicher- 
heitsrechtlichen sowie die bauplanerischen Randbedingungen zu 
setzen. Die meisten Bundesländer haben jedoch begonnen, die 
in absehbarer Zukunft benötigten Kernkraftwerks-Standorte 
durch Standortplanung und -Sicherung festzulegen. Die Minister- 
präsidenten der Länder haben in einer Besprechung beim Bun- 
deskanzler im Herbst 1973 ihre Bereitschaft erklärt, diese Stand- 
ortplanungen aufeinander abzustimmen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Initiativen der Länder. Sie 
sieht im staatlichen Engagement bei der Standortvorsorge ein 
Mittel, auf eine Optimierung der Standortwahl hinzuwirken, 
insbesondere die Versorgungs-, Umwelt-, sowie raum- und sied- 
lungsstrukturellen Gesichtspunkte in weitestmöglichem Maße 
zur Übereinstimmung zu bringen. Ferner hält sie eine staatliche 
Standortvorsorge für notwendig, um den zeitraubenden Ent- 
scheidungsprozeß über Kernkraftwerks-Standorte nicht zu einem 
kritischen Terminproblem bei den konkreten Vorhaben mit allen 
nachteiligen Folgen für die Investitionsplanung der Energie- 
versorgungsunternehmen werden zu lassen. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus mit den Ländern der 
Auffassung, daß ergänzende Koordinierungshilfen des Bundes 
notwendig sind, insbesondere um 

— - den bedarfsgerechten Ausbau der Energieversorgung für das 
' Bundesgebiet insgesamt unter Beachtung der Entwicklungs- 
ziele des Bundesraumordnungsprogramms zu gewährleisten 

— sicherzustellen, daß die Standortvorsorge von vornherein 
den bundeseinheitlichen Anforderungen der Genehmigungs- 
verfahren für Kernkraftwerks-Vorhaben Rechnung trägt 

— Interessengegensätze der Länder (z. B. bei grenznahen Stand- 
orten) auszugleichen. 

Im Rahmen ihrer Koordinierungshilfe hat die Bundesregierung 
vor allem folgende Initiativen ergriffen: 

— Sie wirkt in den zuständigen Bund-Länder-Koordinierungs- 
gremien darauf hin, daß alle Länder Standortplanungen und 
Standortsicherungen durchführen, Informationen austau- 
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sehen und Maßnahmen aufeinander abstimmen. Dies ge- 
schieht im Bereich der Raumordnung und Landesplanung in 
den Gremien der Ministerkonferenz für Raumordnung, im 
Bereich der Energieaufsicht in den zuständigen Länderaus- 
schüssen beim Bundesminister für Wirtschaft, im Bereich 
der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren im Länderaus- 
schuß für Atomkernenergie beim Bundesminister des Innern. 

— Sie erarbeitet mit den Ländern materielle Orientierungshil- 
fen für die Standortplanung. Im Bereich der Raumordnung 
ist bereits am 16. Juni 1971 eine erste Empfehlung der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung ausgesprochen worden; eine 
weitere, stärker konkretisierte Empfehlung ist vorgesehen. 
Bei der Energieversorgung wird die Möglichkeit geprüft, im 
Zusammenwirken mit den Ländern und den Energieversor- 
gungsunternehmen eine „Landkarte“ von geeigneten Kern- 
kraftwerks-Standorten im Bundesgebiet zu erarbeiten. Im 
Bereich der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren werden 
von der Bundesregierung im Zusammenwirken mit den be- 
teiligten Länderbehörden, Gutachterorganisationen und Be- 
ratungsgremien Planungseckwerte in der Form von Stand- 
ortbewertungsdaten ausgearbeitet, welche die Besonderhei- 
ten des nuklearen Risikos berücksichtigen. Dadurch können 
im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren alle wesent- 
lichen Standortaspekte bereits in eine zeitlich vorgezogene 
Standortplanung einfließen. 


8. Welche Leistung an Kernkraftwerkskapazität hält die Bundes- 
regierung bis 1980 bzw. bis 1990 zu installieren für sinnvoll und 
notwendig, und welche technischen Konzepte hält sie bis dahin 
für anwendungsreif? 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß entsprechend der Pla- 
nung im Energieprogramm 1980 eine Kernkraftwerkskapazität 
von ca. 20 000 MWe installiert sein wird. Eine Erhöhung dieser 
Kapazität ist nicht zu erwarten, da wegen der langen Vorlaufs- 
zeit heute noch nicht bestellte Kernkraftwerke erst nach 1980 
in Betrieb gehen können. Abgesehen von einigen Versuchs- 
und Prototypreaktoren werden diese Kraftwerke deshalb auch 
nahezu ausschließlich mit Leichtwasserreaktoren ausgerüstet 
sein. 

Da das Energieprogramm der Bundesregierung bereits eine 
möglichst weitgehende Forcierung der Kernenergienutzung zum 
Ziel hatte, wird auch die dort für 1985 genannte Planung von 
40 000 bis 50 000 MWe nicht wesentlich übertroffen werden kön- 
nen. Im Jahre 1990 werden voraussichtlich Kernkraftwerke mit 
zusammen rund 80 000 MWe in Betrieb sein und mehr als 50 v. H. 
der Elektrizitätsversorgung der Bundesrepublik übernehmen. 
Auch diese Kernkraftwerkskapazität wird noch überwiegend 
auf der Technologie der Leichtwasserreaktoren beruhen. Wie 
weit heute noch in der Entwicklung befindliche Reaktoren im 
Jahre 1990 im wirtschaftlichen Einsatz sein werden, ist heute 
noch schwer abzuschätzen. Es ist jedoch zu erwarten, daß Hoch- 
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temperaturreaktoren im Jahre 1990 bereits einen nennenswer- 
ten und wachsenden Anteil an der Kernkraftwerkskapazität 
haben werden. Schnelle Brutreaktoren werden erst in den neun- 
ziger Jahren in größerem Umfang wirtschaftlich genutzt werden 
können. 

Im Jahre 1990 wird voraussichtlich auch der Einsatz der Kern- 
energie außerhalb der Elektrizitätserzeugung durch Bereitstel- 
lung von nuklearer Prozeßwärme z. B. zur Kohlevergasung am 
Anfang der wirtschaftlichen Nutzung stehen. 
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